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Zusammenfassung
Nach Beginn des russischen Angriffskrieges auf  die Ukraine sah sich die österreichische Bundesregierung verstärkt mit 
Vorwürfen aus dem politischen Lager, aber auch aus der Öffentlichkeit und Teilen der Zivilgesellschaft konfrontiert, Österreich 
nehme seine traditionelle Rolle als neutraler, friedensstiftender Akteur nicht mehr wahr. Dabei wird regelmäßig pauschal auf  
die vermeintlichen diesbezüglichen Erfolge Österreichs im Kalten Krieg verwiesen. Der Beitrag geht der Frage nach, welche Rolle 
das neutrale Österreich im Kalten Krieg historisch gespielt hat. Dabei wird etappenweise nachgezeichnet, wie sich Österreich 
einerseits mit einer „aktiven Neutralitätspolitik“ zunehmend zu einem „ehrlichen Makler“ zwischen Ost und West entwickelte. 
Andererseits werden aber auch die Grenzen aufgezeigt, die den außenpolitischen Handlungsspielraum Österreichs im Kalten 
Krieg stark einschränkten.
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Austria as a Mediator in the Cold War?

Abstract
After the Russian full-scale invasion of Ukraine, the Austrian federal government was increasingly confronted with accusations 
from the political camp, but also from the public and parts of civil society, that Austria was no longer fulfilling its traditional role 
as a neutral, peace-building actor. In this context, general reference is regularly made to Austria's supposed successes in this regard 
during the Cold War. This article examines the question of what role neutral Austria played historically during the Cold War. It traces 
in stages how Austria increasingly developed into an “honest broker” between East and West with an “active neutrality policy”. On 
the other hand, it also shows the limits that severely restricted Austria's room for manoeuvre in foreign policy during the Cold War.
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Einleitung

Nach Beginn des russischen Angriffskriegs auf  die Uk-
raine war die österreichische Bundesregierung ver-
mehrter Kritik von politischen Mitstreitern, aber auch 
aus der Öffentlichkeit und Teilen der Zivilgesellschaft 
ausgesetzt, Österreich würde seiner traditionellen Rolle 
eines neutralen Vermittlers und Friedensstifters nicht 
mehr nachkommen.1 Regelmäßig wurde dabei pauschal 
auf  diesbezügliche vermeintliche Erfolge Österreichs im 
Kalten Krieg verwiesen. Das wirft die Frage auf: Welche 
Rolle spielte das neutrale Österreich als Vermittler im 
Kalten Krieg?

In den globalen Krisen des Kalten Krieges konnte 
Österreich, wie auch die anderen neutralen Staaten, wenig 
ausrichten. Der Spielraum österreichischer Außenpolitik 
war limitiert und hing im Wesentlichen vom Wohlwollen 
der Großmächte ab und von deren Bereitschaft, 
Österreich eine Vermittlerrolle zuzugestehen. Dabei 
sah man sich häufig dem Vorwurf  ausgesetzt, die eigene 
Neutralität entweder durch zu offensive Parteinahme 
– etwa im KSZE-Prozess für die humanitären Rechte – 
oder auch durch zu große Passivität – Ungarn 1956, Liba-
non 1958, Tschechoslowakei 1968 – zu verletzen. Die ös-
terreichischen Regierungen traten stets für humanitäre 
Rechte und ein lebenswertes Miteinander auch über den 
„Eisernen Vorhang“ hinweg ein, sowie für Abrüstungs- 
und Entspannungsinitiativen (Graf  2019; 2022). Oft ge-
schah dies im Rahmen von „stiller Diplomatie“. Abwä-
gungen zwischen den eigenen Interessen und der Gefahr 
einer Neutralitätsverletzung engten den eigenen politi-
schen Spielraum zusätzlich ein.

In der Entspannungsphase des Kalten Krieges kam 
den neutralen Staaten hingegen große Bedeutung zu. 
Während Finnland die sowjetische Initiative aufgriff 
und sich als Gastgeber einer Sicherheitskonferenz an-
bot, konnte die österreichische Diplomatie im Rahmen 
der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (KSZE) einen bedeutenden Beitrag leisten und 
trug maßgeblich dazu bei, aus der Helsinki-Schlussakte 
eine substanzielle Absichtserklärung, die humanitäre 
Rechten und Pflichten– zumindest auf  dem Papier – 
zum Bestandteil der internationalen Beziehungen zu er-
klären. Die Schweiz, Co-Gastgeber der KSZE, engagierte 
sich mit Österreich insbesondere im Bereich des freien 
Informationszugangs (Fischer 2009b, 190; Gilde 2013, 
242-243). Schweden agierte insgesamt zurückhaltender, 
trat aber gemeinsam mit den anderen neutralen Staaten 
für vertrauensbildende Maßnahmen ein (Makko 2017, 
148, 192-193). Doch auch die Wirkungsmacht der Helsinki- 

1 Als drei Beispiele von vielen seien genannt: die Initiative „Unsere 
Neutralität – unsere Sicherheit“ (http://xn--unsere-neutralitt-5qb.
at/) sowie die Reden des Steirischen KPÖ-Politikers Josef  Meszlenyi 
(KPÖ Steiermark 2023) und jene des FPÖ-Parteichefs Herbert Kickl 
anlässlich des Nationalfeiertags 2023 (APA-OTS 2023).

Schlussakte konnte sich letztendlich erst entfalten, 
als die Sowjetunion unter Michail S. Gorbatschow sich 
selbst zu reformieren begann.

Österreichs Neutralität und Krisen des Kalten 
Krieges

Österreich hatte sich 1955 grundsätzlich zum Ziel ge-
setzt, die Neutralitätspolitik der Schweiz und Schwe-
dens zum Vorbild zu nehmen. Schon der Beitritt zu den 
Vereinten Nationen (UNO) noch im Jahre 1955 zeigte, 
dass sich Österreich eher an der schwedischen Neutra-
lität orientieren würde, als dem Beispiel der Schweiz zu 
folgen, die etwa erst 2002 der UNO beitrat. Doch weni-
ger die österreichische Bundesregierung als vielmehr 
Impulse von außen beeinflussten im Kalten Krieg die 
Ausrichtung der österreichischen Neutralitätspolitik; 
allen voran die Krisen im sogenannten Ostblock – in der 
unmittelbaren Nachbarschaft Österreichs.

Als die Sowjetunion ihr Einverständnis zur Unter-
zeichnung des Staatsvertrags gab, der den Abzug aller 
alliierten Truppen aus Österreich zur Konsequenz hat-
te, setzte sie auch ein klares Zeichen für einen Beginn 
der Entspannung in Europa (Stourzh 2005, 433-449). In 
Moskau hatte man in die österreichische Neutralität aber 
auch gewisse Hoffnungen gesetzt: Neutralität könnte 
eine fruchtbare Grundlage für die Ausbreitung des Sozi-
alismus sein (Bischof/Ruggenthaler 2022, 138). Auch in 
Washington verband man gewisse Hoffnungen mit der 
österreichischen Neutralität: Sie wurde als Chance gese-
hen, den Warschauer Pakt zu untergraben. Ländern wie 
Ungarn wurde suggeriert, dass es einen vermeintlichen 
dritten Weg zwischen den Blöcken gebe und eine Loslö-
sung aus dem sowjetischen Hegemonialbereich möglich 
sei (Kofler 2003; Bischof  2021, 425-446). Der britische 
Botschafter in Wien, Sir Geoffrey Wallinger, machte im 
Herbst 1955 „neutralistische Tendenzen“ aus (Rathkolb 
1997, 292). Er befürchtete, Österreich könnte bald die 
Rolle eines ehrlichen Maklers aufgeben und die eines 
„Doppelagenten“ zwischen Ost und West spielen (Rath-
kolb 1997, 292). Dass dem nicht so war, zeigte sich in den 
Krisen der folgenden Jahre. In der Ungarnkrise 1956 und 
der Libanonkrise 1958 stand die junge Neutralitätspoli-
tik auf  einem ernsten Prüfstand. 

Nach der Niederschlagung des ungarischen Frei-
heitskampfes beobachtete der Kreml argwöhnisch die 
aus seiner Sicht zu prowestliche (und teilweise klar an-
tisowjetische) Haltung österreichischer Politiker. Wien 
wurde der Neutralitätsverletzung bezichtigt. Der ös-
terreichische Botschafter in Moskau, Norbert Bischoff, 
wurde mehrmals ins sowjetische Außenministerium zi-
tiert. Dass Österreich humanitäre Hilfsflüge am Wiener 
Flughafen zuließ, wurde als prowestliche Parteinahme 
und Unterstützung für die ungarischen Aufständischen 

http://xn--unsere-neutralitt-5qb.at/
http://xn--unsere-neutralitt-5qb.at/
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gewertet. Die groß angelaufene internationale humani-
täre Hilfe für ungarische Flüchtlinge setzte Österreich 
sowjetischen Vorwürfen aus, die „Horthy-Faschisten“ zu 
unterstützen (Gehler 2005). 

Kaum hatte die österreichische Neutralitätspoli-
tik während der Ungarnkrise 1956 ihre erste Bewäh-
rungsprobe bestanden, folgte mit der amerikanischen 
Landung im Libanon im Juli 1958 die nächste Krise. 
US-Präsident Dwight D. Eisenhower hatte sich mit der 
Akzeptanz der „Eisenhower-Doktrin“ durch den Kon-
gress das Recht auf  eine Intervention im Nahen Osten 
gesichert. Im Rahmen der Militärintervention im Li-
banon ignorierte Washington die Neutralität Öster-
reichs schlichtweg. Mitte Juli 1958 wurden zahlreiche 
in der Bundesrepublik stationierte Kontingente der 
US-Infanterie mit Flugzeugen ohne Einholung einer 
Erlaubnis über Österreich in den Nahen Osten geflo-
gen. Washington bedauerte dies nicht einmal formell. 
Wien bat in der Folge zwar die USA, in Zukunft den 
österreichischen Luftraum zu respektieren, erhob aber 
lange Zeit keinen formellen Protest bzw. erlaubte sogar 
Überflüge in großer Höhe und bei schlechtem Wetter, 
damit diese unbemerkt blieben (Blasi 2000, 247-250). 
Erst nach dem Aufbegehren der Sowjetunion legte der 
österreichische Außenminister Leopold Figl offiziellen 
Protest ein, der allerdings einem „Eiertanz“ gleichkam, 
weil „einerseits die Neutralität gewahrt werden [muss-
te] und andererseits man es sich mit den Amerikanern 
nicht verscherzen [wollte]“ (Blasi 2000, 247). Aufgrund 
der großen Zahl von Überflügen Mitte Juli 1958 gelang es 
aber nicht mehr, „die Flüge durch Höhe und Wetterlage 
zu verschleiern“ (Blasi 2000, 247). Als am 17. Juli weitere 
unautorisierte amerikanische Überflüge folgten, wurden 
sie von der österreichischen Regierung untersagt. Die 
Amerikaner stellten die Überflüge aber erst am 19.  Juli 
ein (Gehler 2005, 184-188). Moskau zitierte sogar den 
US-Botschafter ins Außenministerium und protestier-
te gegen die Überflüge. Grundsätzlich gab sich Moskau 
aber mit den Reaktionen von Bundeskanzler Julius Raab 
zufrieden und bot an, Österreich notfalls militärisch zu 
verteidigen. Wien erinnerte als Reaktion auf  das sow-
jetische „Angebot“ diplomatisch geschickt daran, dass 
gemäß der im Staatsvertrag verbrieften Pflichten eine 
Verteidigung der Neutralität des Landes in den Händen 
aller vier Mächte lag (Gehler 2005, 186).

Österreichs Positionierung als Vermittler im Kalten 
Krieg

Bei Ausbruch der nächsten Krise stand Österreichs 
Neutralität bereits auf  einem gefestigteren Fundament. 
Bruno Kreisky, seit 1959 österreichischer Außenminis-
ter, betrachtete die Sicherstellung der österreichischen 
Unabhängigkeit als eine der wichtigsten Aufgaben der 

Neutralitätspolitik. Darüber hinaus sollte diese aber 
eben auch einen Beitrag zur Entspannung zwischen 
West und Ost leisten (Gehler 2005, 198). Kreisky de-
finierte im Rahmen der Regierung Raab Österreichs 
Neutralitätspolitik neu – als „aktive Neutralität“  
(Cede-Prosl 2015, 31-35). Die Internationalisierung 
Österreichs sah Kreisky als wichtiges Instrument zur 
Absicherung seiner staatlichen Souveränität. Für ihn 
galt die Devise: „Gute Außenpolitik = gute Sicherheits-
politik“ (Röhrlich 2009, 277). In der 1958 von Nikita S. 
Chruschtschow ausgelösten zweiten Berlin-Krise bot 
sich Österreich erstmals als Vermittler im Kalten Krieg 
an. Kreiskys und Raabs Bemühungen, einen Beitrag zur 
Verständigung zwischen Ost und West zu leisten, liefen 
aber ins Leere (Kofler 2006, 170-185). Chruschtschow 
wiederum versuchte, die Österreicher für sich zu nutzen. 
Dabei sah er ihre Rolle weniger als Vermittler, sie sollten 
ihm vielmehr als Sprachrohre in der Propagierung sei-
ner Ziele dienen (Ruggenthaler 2014, 338-339).

Immerhin wollten sich die Supermächte zu Ge-
sprächen treffen – und dies taten sie in Wien. Für den 
Weltfrieden brachte der „Wiener Gipfel“ 1961 freilich 
keine positiven Ergebnisse – auch nicht für eine Ent-
spannung der Beziehungen zwischen Washington und 
Moskau. Noch auf  dem Gipfel sprach US-Präsident John 
F. Kennedy von einem bevorstehenden „Kalten Winter“ 
(Karner et al. 2011, 54-55). Dieser brach rasch herein. 
Wenige Wochen nach dem Wiener Gipfel folgte die Er-
richtung der Berliner Mauer. Die seit drei Jahren schwe-
lende Berlin-Krise hatte damit einen neuen gefährlichen 
Höhepunkt erreicht, der gleichzeitig zum Wendepunkt 
und zur wortwörtlichen Einbetonierung des Status quo 
in Europa führte (Wilke 2014). Auch wenn der „Wiener 
Gipfel“ praktisch keine Ergebnisse gebracht hatte und 
der Kalte Krieg nur wenig später noch heißer werden 
sollte, hatte sich den Supermächten erstmals in Wien 
doch eines gezeigt: Nur auf  dem Wege des direkten Dia-
logs könne eine Katastrophe verhindert werden. Diesem 
Credo folgten die Supermächte auch, als die Welt wenig 
später am Rand eines Atomkriegs stand, nachdem die 
Sowjetunion im Herbst 1962 atomar bestückte Inter-
kontinentalraketen nach Kuba schaffte (Zubok 2007, 
149-150).

In den 1960er- und 1970er-Jahren hatte sich Öster-
reich, insbesondere jedoch Wien, aufgrund seiner güns-
tigen geopolitischen Lage und seiner „aktiven Neutralität 
in Fragen der Weltpolitik“ (Gehler 2005, 458) als inter-
nationaler Konferenzschauplatz etabliert. Von besonde-
rer Bedeutung waren die in Helsinki und Wien durch-
geführten Verhandlungen über die Begrenzung ihrer 
nuklear-strategischen Waffensysteme (Strategic Arms 
Limitation Talks, SALT) zwischen den beiden Groß-
mächten (Schors 2016). Hier sollten die Bedingungen für 
die Verhinderung eines atomaren Krieges geklärt wer-
den. Im Bereich der atomaren Sicherheit engagierte sich 
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Österreich auch aktiv für die 1968 erfolgte Unterzeich-
nung des nuklearen Nichtverbreitungsvertrags („Atom-
waffensperrvertrag“) (Graf-Steiner/Reginbogin 2024, 
175-179). Die Verifizierung dieses Vertrags unterstand 
fortan der seit 1957 in Wien ansässigen Internationalen 
Atomenergie-Organisation (IAEO) (Röhrlich 2022, 69). 
Die doppelte Öffnung Wiens (eingebunden in das west-
liche Wertesystem, aber auch die engen Kontakte zur 
Sowjetunion) nach dem Staatsvertrag von 1955 und die 
daraus resultierende freiwillige Verpflichtung zu einer 
Neutralitätspolitik zwischen Ost und West prädestinier-
ten Österreich im Kalten Krieg dazu, als Vermittler zu 
fungieren (Bischof/Ruggenthaler 2022, 179). Dies kam 
Österreich vor allem im KSZE-Prozess zugute. Nach der 
Niederlage bei den Nationalratswahlen 1966 musste die 
Sozialdemokratische Partei Österreichs (SPÖ) den Gang 
in die Opposition antreten. Anfang 1968 übernahm Kurt 
Waldheim den Posten des Außenministers von Kreiskys 
Nachfolger, Lujo Tončić-Sorinj. Waldheim leitete die 
„Umdefinierung der österreichischen Neutralitätspoli-
tik in Richtung einer obligaten aktiven Friedenspolitik“ 
(Mueller 2010, 184-185) ein.

Zur Rolle Österreichs in der Entspannungsphase 
des Kalten Krieges

1966 nahm sich Leonid I. Brežnev seines Prestigeprojek-
tes an: der Idee einer gesamteuropäischen Sicherheits-
konferenz. Im Rahmen einer solchen Konferenz sollte 
das außenpolitische Hauptziel der Sowjetunion erreicht 
werden: eine Bestätigung der europäischen Nachkriegs-
grenzen auf  breiter, multilateraler Ebene. Dafür stan-
den insbesondere die neutralen Staaten im Fokus sow-
jetischer Avancen. Österreich stand der Grundidee einer 
gesamteuropäischen Sicherheitskonferenz von Beginn 
an positiv gegenüber, scheute aber davor zurück, initi-
ativ zu werden, insbesondere nach der Niederschlagung 
des „Prager Frühlings“ 1968, als die Sowjetunion die 
Neutralitätspolitik Österreichs infrage stellte (Karner/
Ruggenthaler 2010).

Doch bereits im Frühjahr 1969 gewann der bi- und 
multilaterale Dialog zwischen Warschauer-Pakt, NATO- 
und neutralen Staaten wieder an Intensität. Zur selben 
Zeit intensivierten Moskau und die Warschauer-Pakt-
Staaten auch ihren Druck auf  die neutralen Staaten, 
insbesondere auf  Finnland und Österreich, in Sachen 
der gesamteuropäischen Konferenz aktiv zu werden. 
(Mueller 2011, 165). Während Wien weiterhin Zurück-
haltung walten ließ, ging Helsinki in die Offensive. Am 5. 
Mai 1969 lud die finnische Regierung alle europäischen 
Staaten sowie die USA und Kanada als transatlantische 
Partner ein, in Konsultationen zu treten. Dabei war die 
finnische Regierung der sowjetischen Führung einen 
Schachzug voraus: Sie übernahm nicht schlicht den öst-

lichen Vorschlag, sondern verwendete das eigene Enga-
gement geschickt, um die eigene Neutralität zu festigen 
und sich damit von Moskau ein Stück weit zu emanzipie-
ren (Rentola 2021, 139-140). 

Das Vorpreschen Finnlands ermöglichte es nun auch 
der österreichischen Regierung, Wien aktiv als mögli-
chen (weiteren) Konferenzort in Stellung zu bringen. 
Das Interesse des Ballhausplatzes, durch die Beherber-
gung internationaler Konferenzen und Organisatio-
nen die eigene Neutralität unter Beweis zu stellen, war 
traditionell hoch. Der Einsatz und die österreichische 
Gastfreundschaft hatten sich, wie bereits erwähnt, in 
der Vergangenheit auch bewährt und zum internationa-
len Prestige Österreichs als Ort des Dialogs beigetragen 
(Karner et al. 2011).

Anlässlich des bevorstehenden Regierungswechsels 
in Österreich standen in Moskau Zustand und Zukunft 
der österreichischen Neutralität im Mittelpunkt der 
Erörterungen, als das Politbüro der Kommunistischen 
Partei der Sowjetunion (KPdSU) in seiner Sitzung vom 
17. April 1970 die sowjetisch-österreichischen Beziehun-
gen Revue passieren ließ und mögliche Implikationen 
der künftigen Regierung Bruno Kreisky auf  diese beur-
teilte (Graf-Steiner 2024, 133-134, 163, 177-178). Sowohl 
in politischer wie auch militärstrategischer Hinsicht 
sah Moskau einen großen Wert in der österreichischen 
Neutralität, weshalb man es als wichtige Aufgabe in den 
Beziehungen ansah, etwaige „schädliche“ Einflüsse auf  
den neutralen Status abzuwehren. Sorge in diesem Zu-
sammenhang bereitete der sowjetischen Führung die 
starke wirtschaftliche Abhängigkeit Österreichs von den 
EWG-Staaten und insbesondere von der Bundesrepub-
lik Deutschland. Um dem entgegenzuwirken, so der Be-
schluss, seien die Wirtschafts- und Handelsbeziehungen 
der Sowjetunion mit Österreich dringend auszubauen. 
Auch die Verbündeten im Warschauer Pakt hätten die-
se – koordiniert mit Moskau – zu forcieren. Obwohl Ös-
terreich, so wurde lobend hervorgehoben, 1968 als erstes 
westliches Land sowjetisches Erdgas über den Eisernen 
Vorhang gepumpt und sich auch in anderen Gebieten der 
Zusammenarbeit als nützliches Testgelände für Moskau 
erwiesen hatte, seien die Wirtschaftsbeziehungen in 
der Praxis dennoch unterentwickelt. Auf  ideologischer 
Ebene beschloss das Politbüro, weiterhin – und noch 
vehementer – auf  die angebliche Unvereinbarkeit von 
Neutralität und „Anschlussverbot“ einerseits und einer 
stärkeren Einbindung in die Europäische Wirtschaftsge-
meinschaft andererseits hinzuweisen und auf  die staats-
vertraglichen Rechte der Sowjetunion zu pochen. Dass 
diesem Argument keine tatsächliche rechtliche Handha-
be zugrunde liege, wurde vom Politbüro sogar festgehal-
ten, dieses interne Eingeständnis solle aber nichts an der 
Rhetorik nach außen ändern.

Als weiteres Instrument „[u]m die Politik Österreichs 
zu beeinflussen und in der Position der Neutralität zu 
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festigen“, beschloss das Politbüro in derselben Sitzung, 
man müsse „das Interesse der österreichischen Regie-
rung daran, dass internationale Verhandlungen, Kon-
ferenzen, Kongresse in Wien stattfinden und dass die 
Hauptstadt Österreichs zum Sitz neuer internationaler 
Organisationen wird, aktiver [nutzen]“ (Graf-Steiner 
2024, 133).

Tatsächlich war der nunmehrige Bundeskanzler 
Kreisky sehr darum bemüht, zumindest eine Teiletappe 
der gesamteuropäischen Konferenz, deren Inhalte und 
Ablauf  immer konkreter wurden, nach Wien zu holen. 
In vielen Gesprächen mit internationalen politischen 
Führungsfiguren warb er offensiv für Wien als bestens 
ausgestattete Konferenzstadt und betonte die Bereit-
schaft der österreichischen Regierung, als Austragungs-
ort für die gesamteuropäische Konferenz zur Verfügung 
zu stehen. Dass die Wahl schlussendlich auf  Genf  als Co-
Host zusätzlich zu Helsinki fiel, war für ihn eine herbe 
Enttäuschung (Gilde 2013, 188). Die beiden Supermächte 
hatten sich, stellvertretend für ihre Bündnisse, darauf  
geeinigt, einen anderen Teilaspekt der europäischen Si-
cherheit in Wien zu erörtern: die gegenseitige und aus-
gewogene Truppenreduzierung (MBFR) sollte parallel 
zur KSZE, aber nicht am selben Ort verhandelt werden. 
Anders als im Rahmen der KSZE, wo alle Teilnehmer-
staaten gleichberechtigt am Verhandlungstisch saßen, 
wurden die MBFR-Verhandlungen (zum Missfallen der 
österreichischen Regierung) auf  Ebene der Blöcke ge-
führt, also ohne Mitsprache der Neutralen (Haftendorn 
2008, 250-251; Kieninger 2016, 191; Morgan 2018, 99-
100). Österreich stellte also den Verhandlungstisch zur 
Verfügung, durfte aber nur als Gastgeber (und Zaungast) 
fungieren. Freilich war auch diese Rolle, wie auch die Co-
Gastgeberrolle der SALT, eine in Österreich geschätzte 
internationale Bestätigung dafür, dass die eigene Rolle 
als neutraler Vermittler honoriert wurde (Graf-Steiner 
2024, 129-130).

Im November 1972 begannen die multilateralen Vor-
gespräche zur KSZE in Helsinki. Jenes Thema, das dem 
Kanzler am wichtigsten gewesen wäre – ein Einschluss 
der Nahostfrage in die Konferenzagenda – fand inter-
national (mit Ausnahme Maltas) keine Verbündeten 
und wurde daher nicht Gegenstand der KSZE (Fischer 
2009a, 189-190; Gilde 2013, 128-129). Schon in den Vor-
gesprächen kristallisierte sich für die österreichische 
Delegation klar heraus, worauf  sie ihren Schwerpunkt 
legen würde: auf  die vom Westen als Verhandlungspunkt 
eingeforderten „humanitären Bestimmungen“ im soge-
nannten „Korb III“. Dabei war das Außenministerium in 
dieser Frage durchaus zögerlich. Wie Kreisky war auch 
Außenminister Rudolf  Kirchschläger der Meinung, dass 
humanitäre Fragen mit Staaten des Ostblocks besser auf  
dem Wege der bilateralen, „stillen“ Diplomatie gelöst 
werden könnten. Man teilte die Befürchtung, dass ein 
zu konfrontatives Vorgehen auf  offener Bühne der ei-

gentlichen Sache nicht dienlich sein könnte. Kirchschlä-
ger hatte seine Delegation im Vorfeld noch angewiesen, 
„kein Vorreiter“ in diesen Fragen sein zu wollen (Gilde 
2013, 78). Der Außenminister vertraute aber auf  die Ein-
schätzung seiner Diplomaten vor Ort, die erkannten, 
dass sich gerade in diesem Bereich Chancen für die ös-
terreichische Diplomatie auftaten. Die geschickte Taktik 
der österreichischen Diplomaten, sich aus anderen strit-
tigen Fragen herauszuhalten und in „Korb III“ möglichst 
detaillierte Ergebnisse zu erzielen, machte sich bezahlt. 
Sowohl die Präambel zum „Dritten Korb“, als auch die 
meisten Texte über „menschliche Kontakte“ und viele 
Texte zum freien Zugang zu Informationen stammen 
aus österreichischer Feder (Liedermann 2002, 499; Lie-
dermann 1980, 432; Fischer 2009b, 190; Gilde 2013, 242-
243). Kreisky hingegen blieb bis zum Schluss skeptisch 
und unterschätzte den tatsächlichen Wert der Arbeit der 
österreichischen Delegation. Er hätte sich – nachdem 
weder Wien Konferenzort wurde noch die Nahostfrage 
auf  der Tagesordnung stand – zumindest eine Konferenz 
auf  höchster politischer Ebene gewünscht, und äußerte 
sich mehrfach despektierlich über die „Diplomatenkon-
ferenz“ (Graf-Steiner 2024, 154). In Moskau erkannte 
man, dass Kreisky eine Schlüsselfigur zu einem mög-
lichst schnellen Ende der Konferenzverhandlungen – 
und damit einer Beendigung der leidigen Diskussionen 
um einzugehende Verpflichtungen im humanitären Be-
reich – sein könnte. Tatsächlich sagte Kreisky bei seinem 
Besuch in Moskau vom 28. Mai bis 1. Juni 1974 zu, alles 
in seiner Macht Stehende für eine baldige Gipfelkonfe-
renz tun zu wollen (Graf-Steiner 2024, 220). Ein Schlag 
für die österreichische Delegation und das Außenminis-
terium, stand man hier doch klar auf  dem westlichen 
Standpunkt, die offenen Fragen noch in Genf  klären zu 
müssen (Gilde 2013, 188-189). Auch im Kreml realisierte 
man allmählich, dass Konzessionen im „Dritten Korb“ 
unumgänglich waren (Dobrynin 2016, 382-383). 

Am 1. August 1975 schließlich wurde die KSZE-
Schlussakte in Helsinki von den Regierungschefs von 
33 europäischen Staaten (von allen außer Albanien) so-
wie der USA und Kanadas unterzeichnet. Ost und West 
konnten die Schlussakte gemäß ihrer Interpretations-
rahmen als Erfolg feiern. Die transformative Wirkung 
des „Dritten Korbes“, an dessen Bestimmungen die ös-
terreichische Diplomatie federführend mitgewirkt hat-
te, konnte sich freilich erst unter der von Michail Gor-
batschow eingeleiteten Reformpolitik entfalten (Garton 
Ash 1993, 271; Sarasin 2021, 125). Die Weitsicht der öster-
reichischen Diplomatie zeigte späte Erfolge im humani-
tären Bereich (Wohnout/Eichtinger 2008, 191-204).
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Österreich stark unter Druck und prangerte den Tech-
nologietransfer nach Osteuropa an. Vielfach konnten 
sich österreichische Handelstreibende aber nicht des 
Eindrucks erwehren, als ginge es den Amerikanern auch 
darum, österreichische Technologie auszuspähen und 
Aufträge zu entziehen (Riegler 2013, 93-94). Wien be-
urteilte die US-Politik als zweischneidig, was wiederum 
die Möglichkeit eröffnete, die Nachbarschaftspolitik, die 
österreichische „Ostpolitik“, weiterzuführen.

Fazit

In den späten 1950er-Jahren noch pro-westlich ausge-
richtet, wurde die österreichische Neutralitätspolitik in 
den 1960er- und 1970er-Jahren zunehmend als äqui-
distant zwischen Ost und West definiert. Der Ende der 
1970er-, Anfang der 1980er-Jahre erfolgte „östliche Wan-
del“ ging weit über die ursprüngliche österreichische 
Neutralitätskonzeption hinaus. Ab Anfang der 1980er-
Jahre kann man von einer pro-östlichen Neutralität Ös-
terreichs sprechen (Kramer, 2021, 552-553). Die anfäng-
lichen Befürchtungen, Österreich würde „neutralistisch“ 
agieren und wäre ein „Doppelagent zwischen Ost und 
West“, erwies sich für Washington in den 1980er-Jahren 
als gerechtfertigt. Österreich entwickelte sich trotz al-
lem mit einer „aktiven Neutralitätspolitik“ zunehmend 
zu einem „ehrlichen Makler“ zwischen Ost und West. 

Dennoch werden die Möglichkeiten, die Österreich 
im Kalten Krieg aus eigener Initiative für eine aktive 
Vermittlungspolitik nutzen konnte, heute allgemein 
überschätzt (vgl. auch den Beitrag von Knoll/Röhrlich 
in diesem Heft). Einer aktiven Neutralitätspolitik waren 
äußere Grenzen gesetzt. Diese waren (und sind) mitun-
ter sehr deutlich: Wo keine grundsätzliche Gesprächs- 
und Verhandlungsbereitschaft auf  Seiten der Kontra-
henten besteht, kann auch der bereitwilligste Vermittler 
wenig ausrichten. 

Selbst wenn sich die Supermächte im Kalten Krieg 
einig waren, über ein bestimmtes Thema zu verhandeln, 
blieben die Grenzen des von den Supermächten akzep-
tierten oder gewünschten neutralen Engagements und 
die Kriterien, nach denen der Verhandlungsort letztlich 
ausgewählt wurde, oft unklar. Nicht in allen Fällen, in 
denen Wien als Verhandlungsort zur Verfügung gestan-
den hätte, wurde dieser auch gewählt. Diese Entschei-
dungen wurden in Washington und Moskau getroffen 
und hingen, wie das Beispiel der KSZE zeigt, letztlich 
vor allem von externen Faktoren und taktischen Über-
legungen der Supermächte ab. Die Neutralität, die geo-
graphische Lage am Rande des „Eisernen Vorhangs“, die 
vorhandene Infrastruktur und die „Gastfreundschaft“ 
waren Punkte, die Wien attraktiv machten und von 
den beiden Blöcken auch immer wieder betont wurden. 
Aufgrund des dynamischen Entscheidungsprozesses, 

Pro-östliche Auslegung der österreichischen  
Neutralität?

Mit dem sowjetischen Einmarsch in Afghanistan 1979 
war es mit der Entspannungspolitik vorbei. In Europa 
spitzte sich ein weiterer Konflikt zu. Die Polen-Krise 
Anfang der 1980er-Jahre führte deutlich vor Augen, 
dass Österreichs Neutralität immer „ost-lastiger“ wur-
de. Selbst die Einführung des Kriegsrechts in Polen 1981 
konnte den Beziehungen keinen Abbruch tun. Bundes-
kanzler Kreisky konnte (oder wollte) nach anfänglicher 
Sympathie weder die polnische Gewerkschaftsbewe-
gung Solidarność öffentlich unterstützen noch die – von 
Grund auf  abgelehnte – Ausrufung des Kriegsrechts kri-
tisieren (Graf  2021, 203-206). Österreich beteiligte sich 
auch nicht am Wirtschaftsboykott durch den Westen. 

Dem Plan einer totalen westlichen Wirtschaftsblo-
ckade der Sowjetunion standen Milliardendeals der 
europäischen Bündnispartner mit Moskau im Wege. 
Westdeutschland und Frankreich finanzierten eine 
6.000 Kilometer lange Erdgas-Pipeline von Sibirien 
nach Westeuropa, auch unter der Beteiligung amerika-
nischer Firmen. Zudem bezog Polen die meisten Kredite 
von europäischen Banken (inklusive österreichischen). 
US-Verteidigungsminister Caspar Weinberger kritisier-
te die europäische Abhängigkeit von der sowjetischen 
Energieversorgung und verlangte das Einstellen des 
Pipeline-Baus (Bischof/Ruggenthaler 2022, 162).

Für Österreich war Polen der wichtigste Handels-
partner im Osten (Österreich importierte Kohle für die 
verstaatlichte Industrie und exportierte Maschinen). 
Wie andere westeuropäische Politiker wollte sich Kreis-
ky nicht von der Entspannungspolitik verabschieden 
– Reagans harte Gangart mit Moskau missfiel ihm. 
Kreisky sah zudem Österreichs gut funktionierende 
Nachbarschaftspolitik gefährdet. Wie bereits 1956 und 
1968 war Österreich in der Polenkrise wieder einer 
großen Flüchtlingswelle ausgesetzt. In Österreich 
waren bis Oktober 1981 30.000 Asylsuchende aus Polen 
aufgenommen worden. Kreisky betonte dabei aber, dass 
Österreich kein Immigrationsland, sondern ein Transit-
land für Flüchtlinge sei (Knoll 2021, 232). Die öffentliche 
Meinung wendete sich zunehmend gegen die polnischen 
„Wirtschaftsflüchtlinge“.

Den USA missfiel der intensive Osthandel 
Österreichs, der vom Pentagon als „Sicherheitsrisiko für 
den Westen“ betrachtet wurde. Auch die Österreichische 
Mineralölverwaltung Aktiengesellschaft (ÖMV, heu-
te OMV) war führend an der Umsetzung des Baus der 
Yamal-Pipeline nach Europa Anfang der 1980er-Jahre 
beteiligt, die der Sowjetunion jährliche Milliardenge-
winne im Erdgasverkauf  an europäische Länder be-
scherte (Smith 2012). Österreich sah sich oft Vorwürfen 
ausgesetzt, das Land denke nur an seine eigenen Wirt-
schaftsinteressen. Die Reagan-Administration setzte 
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in dem die Standortfrage für Verhandlungen im Kalten 
Krieg nur eine von vielen Verfahrensfragen war, die oft 
in Abhängigkeit voneinander entschieden wurden, ist 
eine konkrete Gewichtung der Faktoren kaum möglich. 
Die Bereitschaft Österreichs, sich als neutraler Boden 
zur Verfügung zu stellen, wurde aber zumindest stets 
anerkannt und geschätzt.

Auch wenn die österreichische Neutralität seit dem 
Ende des Kalten Krieges und insbesondere seit dem 
EU-Beitritt einen Schrumpfungsprozess durchlaufen 
hat und sich die Neutralität zusehends auf  eine mili-
tärische Bündnisfreiheit reduziert, wird die Zukunft  
zeigen, inwieweit der neutrale Boden Österreichs bei 
Vermittlungsmissionen und (Friedens)-Verhandlungen 
eine Rolle spielen kann.
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